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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 14
Kategorie Urteil
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Deskriptoren -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RJ 914/01 A
Datum 27.02.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 R 402/04
Datum 20.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 27. Februar 2004
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1950 geborene KlÃ¤ger, der in seiner Heimat Bosnien lebt, war zwischen MÃ¤rz
1971 und Dezember 1982 in der Bundesrepublik Deutschland versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt als Montageschlosser; im Versicherungsverlauf sind anschlieÃ�ende
Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit und Arbeitslosigkeit bis MÃ¤rz 1984 ausgewiesen. In
seiner Heimat hat der KlÃ¤ger weitere Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt, zuletzt
vom 03.08.1995 bis 20.03.2000 als Fahrlehrer. Er bezieht dort seitdem eine
Invalidenrente.

Seinen Rentenantrag vom 21.12.1999 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom
23.01.2001 ab mit der BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger sei zwar in der ErwerbsfÃ¤higkeit
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beeintrÃ¤chtigt durch "Minderung des SehvermÃ¶gens beidseits, mit Brille
korrigiert, Herzleistungsminderung bei Bluthochdruck und bei Ã�bergewicht,
Verengung des Wirbelkanals ohne FunktionsstÃ¶rungen"; er kÃ¶nne damit seinen
angelernten Beruf als Montageschlosser nicht verrichten, wohl aber sonstige
TÃ¤tigkeiten als Sortierer, Montierer und einfacher PfÃ¶rtner. Die Beklagte stÃ¼tzte
sich in der Beurteilung auf das Ergebnis der Untersuchung des KlÃ¤gers durch die
heimische Invalidenkommission in B. vom 21.03.2000 und einer prÃ¼fÃ¤rztlichen
Stellungnahme des Dr.D. dazu vom 07.12.2000. Ihre Ermittlungen bei der AOK
Rhein-Neckar in M. sowie bei der Nachfolgefirma des frÃ¼heren Arbeitgebers D. AG
hatten ergeben, dass der KlÃ¤ger dort vom 02.11.1972 bis 31.05.1982 tÃ¤tig
gewesen und â�� nach anfÃ¤nglicher Anmeldung bei der AOK als Elektriker â��
Arbeiten eines Montageschlossers ohne Nachweis eines Ausbildungsabschlusses
und auch ohne allumfassende praktische und theoretische Kenntnisse eines voll
ausgebildeten Facharbeiters verrichtet hatte.

Der Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den ablehnenden Bescheid blieb erfolglos
(zurÃ¼ckweisender Widerspruchsbescheid vom 13.06.2001 nach erneuter
prÃ¼fÃ¤rztlicher Stellungnahme des Dr.D. vom 12.04.2001). Der KlÃ¤ger sei
aufgrund der zuletzt nicht nur vorÃ¼bergehend ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit, die der
Stufe der angelernten Arbeitnehmer des oberen Bereichs zuzuordnen sei, auf
seinem LeistungsvermÃ¶gen noch entsprechende einfache angelernte TÃ¤tigkeiten
verweisbar, soweit sie sich durch die QualitÃ¤t der Einweisung und Einarbeitung
auszeichneten. Genannt wurden TÃ¤tigkeiten eines Briefsortierers oder Verpackers
von Kleinteilen.

Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) brachte der KlÃ¤ger vor, er sei
erwerbsunfÃ¤hig. Er verwies auf die in seiner Heimat gewÃ¤hrte
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente und legte Zeugnisse Ã¼ber seine von 1965 bis 1968 an
der Berufsschule in B. erfolgte Ausbildung zum Radiomechaniker vor, ferner erneute
Ã¤rztliche Bescheinigungen auf orthopÃ¤dischem, neurologischem und
augenfachÃ¤rztlichem Gebiet. Die Bescheinigung der ophthalmologischen
Ambulanz des Krankenhauses B. (ohne Datum) Ã¼ber eine Behandlung wegen
eines Glaukoma simplex endete mit der Feststellung, es bestehe UnfÃ¤higkeit fÃ¼r
die Arbeiten, die binoculares Sehen erforderten.

Das SG erhob Beweis Ã¼ber den Gesundheitszustand und die ErwerbsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers durch Einholung eines Gutachtens des Internisten und Arztes fÃ¼r
Lungen- und Bronchialheilkunde, Sozial- und Umweltmedizin sowie Ã¶ffentliches
Gesundheitswesen Dr.P. nebst einem zusÃ¤tzlichen augenÃ¤rztlichen Befund und
einem orthopÃ¤dischen Zusatzgutachten des Dr.E â�¦ Dieser diagnostizierte
aufgrund seiner Untersuchung des KlÃ¤gers im Gutachten vom 11.09.2003
"degenerative Erkrankungen der HalswirbelsÃ¤ule, Stenosen im lumbalen
Wirbelkanal". Er vertrat die Auffassung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne aufgrund dieser
GesundheitsstÃ¶rungen noch leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen, ohne
dauerndes Gehen und Stehen, ohne Zwangshaltungen, ohne schweres Heben und
Tragen sowie ohne besonderen Zeitdruck acht Stunden tÃ¤glich verrichten und
dabei auch Wegstrecken von und zur Arbeitsstelle von viermal tÃ¤glich mehr als
500 m in zumutbarer Zeit zurÃ¼cklegen. Die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
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Montageschlosser sowie die frÃ¼here TÃ¤tigkeit als Elektriker sei dagegen nur
mehr unter drei Stunden tÃ¤glich mÃ¶glich.

Der mit der Erhebung eines augenÃ¤rztlichen Befundes beauftragte Augenarzt Dr.K.
stellte am 10.09.2003 beim KlÃ¤ger ein reguliertes Glaucoma chronicum simplex
fest, zusÃ¤tzlich einen Fundus hypertonicus Stadium II. Der Visus wurde mit rechts
0,25, links 0,80 angegeben. Dr.K. fÃ¼hrte dazu aus, die Opticusatrophie rechts sei
wahrscheinlich durch eine vordere ischÃ¤mische Opticopathie bedingt, weshalb er
die AbklÃ¤rung sonstiger Risikofaktoren fÃ¼r GefÃ¤Ã�verschlÃ¼sse von
internistischer Seite her empfehle.

Der Gutachter Dr.P. erhob aufgrund persÃ¶nlicher Untersuchung des KlÃ¤gers und
Erhebung von Zusatzuntersuchungen (RÃ¶ntgen-Thorax in 2 Ebenen,
Lungenfunktion und Blutgase vor und wÃ¤hrend Belastung, Ruhe- und Belastungs-
EKG, Echokardiogramm, Oberbauchsonogramm, Laborwerte) die Diagnosen: 1.
Degenerative Erkrankung der HalswirbelsÃ¤ule, Stenosen im lumbalen Wirbelkanal.
2. Arterielle Hypertonie; Risikofaktoren: Adipositas II, FettstoffwechselstÃ¶rung. 3.
Glaucoma chronicum simplex. 4. Leberparenchymschaden. 5. Verdacht auf
Gallensteinleiden.

Der Gutachter sah die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers aufgrund dieser
GesundheitsstÃ¶rungen qualitativ, nicht aber quantitativ beeintrÃ¤chtigt. Er
fÃ¼hrte aus, es bestehe eine besser einstellungsbedÃ¼rftige arterielle Hypertonie
mit labortechnisch nachgewiesenen Risikofaktoren (erhÃ¶hte Blutfette, massives
Ã�bergewicht). Bei 125 Watt Tretkurbelarbeit am Fahrradergometer hÃ¤tten sich
jedoch keine ischÃ¤mietypischen EKG-VerÃ¤nderungen gezeigt, die auf eine
coronare Herzerkrankung hingewiesen hÃ¤tten. Labortechnisch aufgefallene
erhÃ¶hte Leberwerte und sonographisch erfasste Hinweise auf ein Gallensteinleiden
sollten im Heimatland des KlÃ¤gers kontrolliert und behandelt werden. Die
erhobenen Befunde seien durch Behandlung der Risikofaktoren Ã�bergewicht und
Blutfette deutlich besserungsfÃ¤hig. In der zusammenfassenden
sozialmedizinischen Beurteilung kam der Gutachter zu dem Ergebnis, der KlÃ¤ger
kÃ¶nne noch leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen, ohne dauerndes Gehen und
Stehen, ohne Zwangshaltungen, ohne schweres Heben und Tragen und ohne
besonderen Zeitdruck verrichten. DarÃ¼ber hinaus sollten die TÃ¤tigkeiten keine
besonderen Anforderungen an das rÃ¤umliche SehvermÃ¶gen stellen.
Entsprechend den AusfÃ¼hrungen des Dr.E. legte auch Dr.P. dar, dass TÃ¤tigkeiten
als Montageschlosser oder Elektriker nur mehr unter drei Stunden tÃ¤glich
mÃ¶glich seien, fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes als PfÃ¶rtner,
Museumsaufseher, Montierer, Sortierer und Verpacker von Kleinteilen dagegen
keine zeitliche EinschrÃ¤nkung bestehe. Das nÃ¶tige UmstellungsvermÃ¶gen fÃ¼r
TÃ¤tigkeiten dieser Art wurde von Dr.P. bejaht.

Das SG wies die Klage mit Urteil vom 27.02.2004, gestÃ¼tzt auf die Gutachten des
Dr.P. und Dr.E. , ab. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs-
bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit nach den bis 31.12.2000 geltenden Vorschriften der Â§Â§
43, 44 SGB VI a.F. oder wegen teilweiser Erwerbsminderung nach Â§ 43 SGB VI n.F.
Das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers sei zwar bereits eingeschrÃ¤nkt,
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lasse aber noch unter den Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses bei
der MÃ¶glichkeit zum Wechsel der KÃ¶rperhaltung leichte Arbeiten Ã¼berwiegend
im Sitzen vollschichtig zu. Zu vermeiden seien dabei Arbeiten in Zwanshaltungen,
schweres Heben und Tragen sowie Arbeiten unter besonderem Zeitdruck (Akkord,
FlieÃ�band). Mit dem verbliebenen noch vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen sei
der KlÃ¤ger nicht erwerbsunfÃ¤hig bzw. teilweise oder voll erwerbsgemindert, es
bestehe aber auch keine BerufsunfÃ¤higkeit. Bei der PrÃ¼fung sei von der zuletzt in
Deutschland ausgeÃ¼bten versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung des
Montageschlossers auszugehen; obwohl er diese nach Ã¤rztlicher Aussage nicht
mehr verrichten kÃ¶nne, sei er nicht berufsunfÃ¤hig, da er noch vergleichbare,
sozial zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten verrichten kÃ¶nne. Nach dem vom
Bundessozialgericht (BSG) aufgestellten Berufsgruppenschema sei der KlÃ¤ger
aufgrund der zuletzt in Deutschland verrichteten TÃ¤tigkeit der Gruppe mit dem
Leitbild des Angelernten, und zwar des oberen Bereichs, zuzuordnen. Er sei damit
zumutbar verweisbar auf TÃ¤tigkeiten der im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
nÃ¤chst niedrigeren Gruppe, also auf alle einfachen angelernten Arbeiten, die sich
durch die QualitÃ¤t der Einweisung und Einarbeitung auszeichneten, soweit er
ihnen kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gewachsen sei. Insoweit zeigte das SG
TÃ¤tigkeiten als Briefsortierer, Verpacker von Kleinteilen sowie als PfÃ¶rtner oder
Meuseumsaufseher auf. Weiter legte es dar, dass fÃ¼r die Entscheidung
unerheblich sei, ob dem KlÃ¤ger ein entsprechender Arbeitsplatz auf dem dafÃ¼r
maÃ�geblichen Gesamtgebiet der Bundesrepublik Deutschland auch tatsÃ¤chlich
vermittelt werden kÃ¶nne. Bei vollschichtig einsatzfÃ¤higen Versicherten sei der
Arbeitsmarkt als offen anzusehen. Das Risiko der Arbeitsvermittlung trage die
gesetzliche Arbeitslosenversicherung und nicht die gesetzliche Rentenversicherung.

Mit der Berufung wendet sich der KlÃ¤ger gegen dieses Urteil. Unter BeifÃ¼gung
teilweise bereits bekannter augenÃ¤rztlicher Befunde aus den Jahren 2001 bis
2003, aber auch vom 18.04.2005 machte er geltend, "unfÃ¤hig zur Verrichtung von
TÃ¤tigkeiten, fÃ¼r die er ausgebildet sei (BerufsunfÃ¤higkeit)", zu sein. Sein
SehvermÃ¶gen auf einem Auge sei praktisch verloren.

Die Beklagte nahm durch den PrÃ¼farzt Dr.L. dahin Stellung, dass die verminderte
SehfÃ¤higkeit teilweise durch eine Brille mit GleitsichtglÃ¤sern korrigiert werden
kÃ¶nne und im Ã�brigen wegen Fehlsichtigkeit und rechtsseitigem
Gesichtsfeldausfall nur TÃ¤tigkeiten ohne besondere Anforderung an das
rÃ¤umliche SehvermÃ¶gen in Frage kÃ¤men. Im Ã�brigen mÃ¼sse es bei der
bisherigen vollschichtigen Leistungsbeurteilung fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes mit gewissen FunktionseinschrÃ¤nkungen, wie sie von
Dr.P. und Dr.E. befundlich tragfÃ¤hig und sozialmedizinisch schlÃ¼ssig belegt
worden seien, verbleiben.

Im Auftrag des Senats erstellte der Augenarzt Dr.K. nach erneuter Untersuchung
des KlÃ¤gers das fachÃ¤rztliche Gutachten vom 23.08.2005. Darin erhob er von
Seiten der Augen folgende Diagnosen: 1. Weitsichtigkeit, Stabsichtigkeit,
Altersweitsichtigkeit. 2. Beidseits mit Beta-Blocker reguliertes Glaucoma chronicum
simplex. 3. Fundus hypertonicus Stadium I bis II. 4. Zustand nach vorderer
ischÃ¤mischer Opticopathie rechts mit deutlicher Opticusatrophie und
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Gesichtsfeldausfall vor dem rechten Auge nach unten. 5. Erhaltenes beidÃ¤ugiges
Sehen, eingeschrÃ¤nktes rÃ¤umliches Sehen aufgrund der angegebenen Befunde.

Der Gutachter, der gegenÃ¼ber seiner Untersuchung vom 10.09.2003 keine
wesentlichen Ã�nderungen feststellen konnte, erhob entsprechend den Angaben
des KlÃ¤gers eine SehschÃ¤rfe von rechts 0,25 und links 0,80 (Ferne), mit
Nahzusatz von +2,50 konnten binocular in der NÃ¤he 0,5 BirkhÃ¤usertafeln in 30
cm problemlos gelesen werden. Dr.K. fÃ¼hrte aus, von Seiten der Augen sei der
KlÃ¤ger bei gutem Visus links, reduziertem Visus rechts und reduziertem
rÃ¤umlichen Sehen nach wie vor in der Lage, vollschichtig TÃ¤tigkeiten zu
verrichten, die keine besonderen Anforderungen an das SehvermÃ¶gen,
insbesondere an das rÃ¤umliche SehvermÃ¶gen, stellten. Er hielt leichte bis
mittelschwere Arbeiten in wechselnder Ausgangslage acht Stunden tÃ¤glich fÃ¼r
mÃ¶glich. Lediglich Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, an gefÃ¤hrdenden
Maschinen und TÃ¤tigkeiten mit besonderen Anforderungen an das SehvermÃ¶gen,
auch an das rÃ¤umliche Sehen, seien nicht mehr zumutbar.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Landshut vom 24.02.2004 sowie des Bescheides der Beklagten vom
23.01.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.06.2001 zu
verpflichten, ihm Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit auf seinen Rentenantrag vom
21.12.1999 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
sowie auf die beigezogenen Beklagtenakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, erweist sich aber nicht als begrÃ¼ndet.

Das angefochtene Urteil ist im Ergebnis zutreffend.

Zu Recht hat das Erstgericht die auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
gerichtete Klage abgewiesen. Seine rechtlichen und medizinischen Darlegungen
sind nicht zu beanstanden. Auch nach Auffassung des Senats ist nach dem Ergebnis
der Beweisaufnahme in erster Instanz ein Rentenanspruch des KlÃ¤gers nach den
noch hier anzuwendenden und vom SG im Einzelnen dargelegten Vorschriften der 
Â§Â§ 43, 44 SGB VI a.F. oder nach Â§Â§ 43 Abs.1 und 2, 240 SGB VI n.F. nicht
gegeben, auch nicht unter dem mit der Berufung allein noch geltend gemachten
Gesichtspunkt der BerufsunfÃ¤higkeit. Es besteht danach ein noch vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen,
ohne Heben und Tragen von Lasten, ohne besonderen Zeitdruck und ohne
besondere Anforderungen an das rÃ¤umliche SehvermÃ¶gen. Dies steht aufgrund
der Gutachten des Dr.E. und des Dr.P. fest, die alle wesentlichen, beim KlÃ¤ger
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen berÃ¼cksichtigen. Sie sind auch aus Sicht des
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Senats von der Befunderhebung wie von der Beurteilung her in sich schlÃ¼ssig und
Ã¼berzeugend. Zu einer weiteren Beweiserhebung in der Berufungsinstanz auf
orthopÃ¤dischem oder internistisch-allgemeinÃ¤rztlichem Gebiet sah sich der Senat
nicht veranlasst. Neue Gesichtspunkte wurden insoweit vom KlÃ¤ger nicht
vorgebracht.

Die in Hinblick auf das Vorbringen des KlÃ¤gers Ã¼ber die BeeintrÃ¤chtigung von
Seiten der Augen veranlasste ophthalmologische Begutachtung bestÃ¤tigte im
Wesentlichen den bisher erhobenen augenÃ¤rztlichen Befund und die daraus
folgende sozialmedizinische Beurteilung. Eine relevante Ã�nderung gegenÃ¼ber
der Untersuchung vom 10.09.2003 konnte der Gutachter Dr.K. nicht feststellen. Es
besteht insgesamt noch ein ausreichender Visus rechts und links bei
eingeschrÃ¤nktem rÃ¤umlichen SehvermÃ¶gen. Damit bestÃ¤tigte sich die im
Befund des behandelnden Arztes vom 05.11.2003 enthaltene Beurteilung nicht, der
KlÃ¤ger sei nur zu TÃ¤tigkeiten eines EinÃ¤ugigen fÃ¤hig. Der KlÃ¤ger, der angibt,
im hÃ¤uslichen Rahmen mit seinem SehvermÃ¶gen keine Probleme zu haben und
die vorgesehene Medikation fÃ¼r das bekannte Glaukom regelmÃ¤Ã�ig
anzuwenden, ist in seinem LeistungsvermÃ¶gen bei vollschichtigen leichten bis
mittelschweren Arbeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung aus augenÃ¤rztlicher Sicht
lediglich qualitativ insoweit eingeschrÃ¤nkt, als keine Arbeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten, an gefÃ¤hrdenden Maschinen und mit sonstigen besonderen
Anforderungen an das SehvermÃ¶gen einschlieÃ�lich des rÃ¤umlichen
SehvermÃ¶gens mehr abverlangt werden kÃ¶nnen. EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r die
WegefÃ¤higkeit ergeben sich aus dem augenÃ¤rztlichen Befund nicht.

Damit ist der KlÃ¤ger â�� wie bereits vom Erstgericht festgestellt â�� weiterhin
nicht in rentenberechtigendem MaÃ�e in seiner ErwerbsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt,
auch ein Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, der mit der Berufung allein
noch geltend gemacht wird, besteht nicht. Der nach dem vom SG ausfÃ¼hrlich
beschriebenen Berufsgruppenschema des BSG auch nach Auffassung des Senats im
Hinblick auf seine in Deutschland verrichtete TÃ¤tigkeit als Montageschlosser am
ehesten als angelernter Arbeitnehmer des oberen Bereich einzustufende KlÃ¤ger ist
auf alle seinem gesundheitlichen LeistungsvermÃ¶gen entsprechende TÃ¤tigkeiten
sozial zumutbar verweisbar, die dieser Anlernebene und der darunter liegenden
einfachen Anlernebene (sonstige Ausbildungsberufe mit einer Regelausbildungszeit
von drei Monaten bis zu zwei Jahren) entsprechen. MaÃ�gebender Ausgangspunkt
ist hierbei allein der in der BRD ausgeÃ¼bte Beruf und nicht die zuletzt im Ausland
verrichtete, in der BRD nicht versicherte TÃ¤tigkeit eines Fahrlehrers. Als mÃ¶gliche
VerweisungstÃ¤tigkeiten kommen auch nach Auffassung des Senats die schon vom
Erstgericht aufgezeigten TÃ¤tigkeiten als Sortierer, Verpacker von Kleinteilen, aber
auch als PfÃ¶rtner in Betracht. Entscheidend ist insoweit vor allem die insgesamt
ausreichende SehschÃ¤rfe, nicht aber das etwas eingeschrÃ¤nkte rÃ¤umliche
SehvermÃ¶gen. Dieses lÃ¤sst zwar eine TÃ¤tigkeit als Fahrlehrer, wie sie der
KlÃ¤ger zuletzt in seiner Heimat ausÃ¼bte, nicht mehr zu, wohl aber die
aufgezeigten zumutbaren VerweisungstÃ¤tigkeiten.

Rechtlich unerheblich ist, ob dem KlÃ¤ger ein entsprechender Arbeitsplatz auf dem
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auch vermittelt werden kÃ¶nnte, da bei
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vollschichtig einsatzfÃ¤hgigen Versicherten der Arbeitsmarkt als offen anzusehen
ist und das Risiko der Arbeitsvermittlung von der Arbeitslosenversicherung und
nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung getragen wird. Dementsprechend
bestimmen Â§ 43 Abs.2 Satz 4 SGB VI a.F. und Â§ 240 Abs.2 Satz 4 SGB VI n.F., dass
nicht berufsunfÃ¤hig ist, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben
kann und dass hierbei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist.

Bei dieser Sachlage konnte die Berufung keinen Erfolg haben.

Sie war mit der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/2.html
http://www.tcpdf.org

